
Frieden und Sıcherheit

Globale Unsıcherheıiıt und Überwindung
VON Gewalt‘!NSn  Hvr N

Brief an UNSere Kırchen, den Okumenischen Weltrat der Kırchen Un
UNSEeTE Kegierungen:

ach dem Ende des Kalten Krieges SInd dıe Sicherheitskonzepte weıter
entwickelt worden, VO prımären Interesse „natıonaler Sıcherheit“
„‚menschlıcher Siıcherheit‘ mıt einer Verschiebung im Ansatz und in der
Methode Es bestand dıe offnung, Uurc dieses Konzept elıner Zentrie-
rIung auf dıe Bevölkerung, das dıe indıyıduellen Menschenrechte schützt
un auf dıe Bedürfnisse der einfachen Menschen ausgerıichtet Ist, e1In STA-
1ller Frieden ın einzelnen Regionen und auch global erreicht werden
könnte. Der UNDP-Entwicklungsbericht VOIN 994 tellte fest,. ass dıe
grundlegendste Notwendigkeıt ZUT Bıldung menschlicher Sıcherheit darın
besteht, „Freıiheıt VOoNn Not“ und „Freıiheıit VON Angst  co garantıeren. Das
Konzept der menschlichen Siıcherheit soll Kooperatıv angelegt se1in (inter-
natıonal), umfassend (persönlıche, sozlale, polıtısche, ökonomische und
Öökologische Dimensionen sınd voneiınander abhäng1g) und allgemeın (ver-
schledene Akteure SInd involviert). Die Bevölkerungen sollen dazu e_

mächtigt werden, selbst HEG dıe Entwicklung und Anwendung VON

LÖösungsansätzen ZUT Überwindung VON Unsıcherheit und Gewalt be1izu-
tragen.

Während dieser Konferenz en WITr aber auch VO „Mythos der Sıcher-
eıt  6C erfahren, der Ambiıivalenz und dem Missbrauch dieses Konzepts
der menschlichen Siıcherheit urc dıe wiıirtschaftlich domıinıerenden

Internationales Friedens-Symposium Deutschlan: apan Korea, das VO 31 März bıs
Aprıl 2008 In eoul, Korea, stattfand. DiIie Tagung ist das Ergebnis eiıner erfolgreichen

Zusammenarbeiıt zwıschen der deutschen Ostasıenmission (DOAM), dem Christliıchen
Zentrum JTomisaka, der Koreanıschen Peace Foundatıon und der Dekade 7Ädsn Überwin-
dung VO  — (Gjewalt
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a  6, WI1Ie auch uUurc dıe Regierungen UNSCICI Länder. Wer definıiert
eigentlıch Sicherhei Persönliche Zeugn1sse, Erfahrungen und Reflex10-
NCN en uns geze1gt, dass das Konzept der menschlichen Sicherheit 1ICUu

definiert werden 11USS5 Um tatsaäc  1G MensSC  1C Siıcherheit errel-
chen, mMuUuSsSsen WITKI1C alle Stimmen gehört werden, insbesondere jene
Stimmen der Margıinalısierten. Der VoN den Nordamerıkanern angeführte,

„Kfes den Terror“, dem al uUuNseIC Regierungen aus

CGründen der ASicherheit: teılnehmen, generlert eıne wachsende Miılıtarı-
sıerung der Außenpolıtik. Diese Entwıcklungen lassen aber tatsäc  16 den
rad der Unsicherheit er anste1gen, anstatt dıie mMenschliche Sıcherheit

stärken. Es ach den wahren Gründen des Terroriısmus und des
99  eges den lerror‘“ gefragt werden. uberdem ist dıe Beherr-
schung neolıberaler Globalısıerungsprozesse urc die Wırtschaft ein
wachsender Faktor VOIl Unsicherheıt, dıe dıe Mächtigen dazu verleıtet, iıhre
ökonomische Siıcherheit urc gewaltsame ıttel verte1digen, Was WwIe-
derum HE Gewaltzıirkel hervorbringt und dıe Unsicherheit der enrhner
der Menschen überall auftf der Welt erhöht olglıc wıird ngs der OITeEN-
siıchtlıchste Ausdruck VOIN Unsicherheıit dıe beherrschende Motivation
polıtıscher Entscheidungen.

Wır en UNSere Sorgen miteinander geteiltKräfte, wie auch durch die Regierungen unserer Länder. Wer definiert  eigentlich Sicherheit? Persönliche Zeugnisse, Erfahrungen und Reflexio-  nen haben uns gezeigt, dass das Konzept der menschlichen Sicherheit neu  definiert werden muss. Um tatsächlich menschliche Sicherheit zu errei-  chen, müssen wirklich alle Stimmen gehört werden, insbesondere jene  Stimmen der Marginalisierten. Der von den Nordamerikanern angeführte,  so genannte „Krieg gegen den Terror‘“, an dem all unsere Regierungen aus  Gründen der „Sicherheit“ teilnehmen, generiert eine wachsende Militari-  sierung der Außenpolitik. Diese Entwicklungen lassen aber tatsächlich den  Grad der Unsicherheit aller ansteigen, anstatt die menschliche Sicherheit  zu stärken. Es muss nach den wahren Gründen des Terrorismus und des  „Krieges gegen den Terror‘““ gefragt werden. Außerdem ist die Beherr-  schung neoliberaler Globalisierungsprozesse durch die Wirtschaft ein  wachsender Faktor von Unsicherheit, die die Mächtigen dazu verleitet, ihre  ökonomische Sicherheit durch gewaltsame Mittel zu verteidigen, was wie-  derum neue Gewaltzirkel hervorbringt und die Unsicherheit der Mehrheit  der Menschen überall auf der Welt erhöht. Folglich wird Angst — der offen-  sichtlichste Ausdruck von Unsicherheit — die beherrschende Motivation  politischer Entscheidungen.  A. SEHEN: Wir haben unsere Sorgen miteinander geteilt ...  ... dass die japanische Regierung alarmierende Schritte unternimmt, um  die Nation auf Distanz zu bringen von den Lektionen des Zweiten Welt-  krieges. 2006 wurde das grundlegende Gesetz zur Bildung verändert, um  den Nationalismus und den „Sinn für Gemeinschaft‘““ zu stärken. 2007  wurde das frühere Verteidigungsbüro aufgestockt zu einem vollen Ministe-  rium. Es sind Schritte eingeleitet worden, um das pazifistische Grundge-  setz in Japan verändern zu können. Insbesondere der pazifistische Artikel 9  des Grundgesetzes ist in Gefahr, da die regierende Partei LDP eine „Selbst-  verteidigungs-Armee“‘ (Jieigun) zu erlauben gedenkt, entgegen der jetzigen  Gesetzgebung, die bestimmt, dass Land-, See-, und Luftstreitkräfte, sowie  anderes Kriegspotential niemals unterhalten werden sollen;  ... dass in Okinawa — wie in vielen anderen Teilen der Welt — die Ein-  richtung von US-amerikanischen Militärbasen Land besetzt, die Selbstbe-  stimmung der gastgebenden Gesellschaften verletzt, Umweltschäden an-  541Kräfte, wie auch durch die Regierungen unserer Länder. Wer definiert  eigentlich Sicherheit? Persönliche Zeugnisse, Erfahrungen und Reflexio-  nen haben uns gezeigt, dass das Konzept der menschlichen Sicherheit neu  definiert werden muss. Um tatsächlich menschliche Sicherheit zu errei-  chen, müssen wirklich alle Stimmen gehört werden, insbesondere jene  Stimmen der Marginalisierten. Der von den Nordamerikanern angeführte,  so genannte „Krieg gegen den Terror‘“, an dem all unsere Regierungen aus  Gründen der „Sicherheit“ teilnehmen, generiert eine wachsende Militari-  sierung der Außenpolitik. Diese Entwicklungen lassen aber tatsächlich den  Grad der Unsicherheit aller ansteigen, anstatt die menschliche Sicherheit  zu stärken. Es muss nach den wahren Gründen des Terrorismus und des  „Krieges gegen den Terror‘““ gefragt werden. Außerdem ist die Beherr-  schung neoliberaler Globalisierungsprozesse durch die Wirtschaft ein  wachsender Faktor von Unsicherheit, die die Mächtigen dazu verleitet, ihre  ökonomische Sicherheit durch gewaltsame Mittel zu verteidigen, was wie-  derum neue Gewaltzirkel hervorbringt und die Unsicherheit der Mehrheit  der Menschen überall auf der Welt erhöht. Folglich wird Angst — der offen-  sichtlichste Ausdruck von Unsicherheit — die beherrschende Motivation  politischer Entscheidungen.  A. SEHEN: Wir haben unsere Sorgen miteinander geteilt ...  ... dass die japanische Regierung alarmierende Schritte unternimmt, um  die Nation auf Distanz zu bringen von den Lektionen des Zweiten Welt-  krieges. 2006 wurde das grundlegende Gesetz zur Bildung verändert, um  den Nationalismus und den „Sinn für Gemeinschaft‘““ zu stärken. 2007  wurde das frühere Verteidigungsbüro aufgestockt zu einem vollen Ministe-  rium. Es sind Schritte eingeleitet worden, um das pazifistische Grundge-  setz in Japan verändern zu können. Insbesondere der pazifistische Artikel 9  des Grundgesetzes ist in Gefahr, da die regierende Partei LDP eine „Selbst-  verteidigungs-Armee“‘ (Jieigun) zu erlauben gedenkt, entgegen der jetzigen  Gesetzgebung, die bestimmt, dass Land-, See-, und Luftstreitkräfte, sowie  anderes Kriegspotential niemals unterhalten werden sollen;  ... dass in Okinawa — wie in vielen anderen Teilen der Welt — die Ein-  richtung von US-amerikanischen Militärbasen Land besetzt, die Selbstbe-  stimmung der gastgebenden Gesellschaften verletzt, Umweltschäden an-  541ass dıie Japanısche eglerung alarmıerende Schriıtte unternımmt,
dıe Natıon auf Dıstanz bringen VO  — den Lektionen des /Zweıten Welt-
Jeges. 2006 wurde das grundlegende (Gjesetz VABEE Bıldung verändert,
den Nationalısmus un: den „5ınn für Gememinschaft‘“ stärken. 2007
wurde das rühere Verteidigungsbüro aufgestockt einem vollen 1inıste-
r1um. Es sınd Schritte eingeleıtet worden, das pazıfıstısche Grundge-
seiz in apan verändern können. Insbesondere der pazılıstische Artıkel
des Grundgesetzes ist in Gefahr, da dıe regıerende Parte1 LDP eine „Delbst-
vertelid1igungs-Armee” (lıe1gun) erlauben gedenkt, der jetzıgen
Gesetzgebung, dıie bestimmt, dass Land-, See-, und Luftstreıitkräfte, SOWIE
anderes Kriegspotential nıemals unterhalten werden sollen:;Kräfte, wie auch durch die Regierungen unserer Länder. Wer definiert  eigentlich Sicherheit? Persönliche Zeugnisse, Erfahrungen und Reflexio-  nen haben uns gezeigt, dass das Konzept der menschlichen Sicherheit neu  definiert werden muss. Um tatsächlich menschliche Sicherheit zu errei-  chen, müssen wirklich alle Stimmen gehört werden, insbesondere jene  Stimmen der Marginalisierten. Der von den Nordamerikanern angeführte,  so genannte „Krieg gegen den Terror‘“, an dem all unsere Regierungen aus  Gründen der „Sicherheit“ teilnehmen, generiert eine wachsende Militari-  sierung der Außenpolitik. Diese Entwicklungen lassen aber tatsächlich den  Grad der Unsicherheit aller ansteigen, anstatt die menschliche Sicherheit  zu stärken. Es muss nach den wahren Gründen des Terrorismus und des  „Krieges gegen den Terror‘““ gefragt werden. Außerdem ist die Beherr-  schung neoliberaler Globalisierungsprozesse durch die Wirtschaft ein  wachsender Faktor von Unsicherheit, die die Mächtigen dazu verleitet, ihre  ökonomische Sicherheit durch gewaltsame Mittel zu verteidigen, was wie-  derum neue Gewaltzirkel hervorbringt und die Unsicherheit der Mehrheit  der Menschen überall auf der Welt erhöht. Folglich wird Angst — der offen-  sichtlichste Ausdruck von Unsicherheit — die beherrschende Motivation  politischer Entscheidungen.  A. SEHEN: Wir haben unsere Sorgen miteinander geteilt ...  ... dass die japanische Regierung alarmierende Schritte unternimmt, um  die Nation auf Distanz zu bringen von den Lektionen des Zweiten Welt-  krieges. 2006 wurde das grundlegende Gesetz zur Bildung verändert, um  den Nationalismus und den „Sinn für Gemeinschaft‘““ zu stärken. 2007  wurde das frühere Verteidigungsbüro aufgestockt zu einem vollen Ministe-  rium. Es sind Schritte eingeleitet worden, um das pazifistische Grundge-  setz in Japan verändern zu können. Insbesondere der pazifistische Artikel 9  des Grundgesetzes ist in Gefahr, da die regierende Partei LDP eine „Selbst-  verteidigungs-Armee“‘ (Jieigun) zu erlauben gedenkt, entgegen der jetzigen  Gesetzgebung, die bestimmt, dass Land-, See-, und Luftstreitkräfte, sowie  anderes Kriegspotential niemals unterhalten werden sollen;  ... dass in Okinawa — wie in vielen anderen Teilen der Welt — die Ein-  richtung von US-amerikanischen Militärbasen Land besetzt, die Selbstbe-  stimmung der gastgebenden Gesellschaften verletzt, Umweltschäden an-  541ass In Okınawa WIE In vielen anderen Teıilen der Welt dıie Eın-
riıchtung VON US-amerikanıschen Mılıtärbasen Land besetzt, dıe eIDSIDe-
stımmung der gastgebenden Gesellschaften verletzt, Umweltschäden
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richtet und AB Verlust indıgener Kulturen Vor em aber leiden
Frauen und Kınder schreckliıchem sexuellen Miıssbrauch und
Vergewaltigungen HTC dıie fremdländıschen Oldaten Diese Verletzun-
SCH der Menschenrechte und der menschlıchen Siıcherheit werden 1mM Na-
IHNECN der „„.natıonalen Sicherheit“‘ und der Verteidigung der Demokratıe DC-
duldet, der 021 der US-Miılıtärpräsenz folgend. amp und sexuelle
Gewalt sınd essentiell mıteinander verknüpftt; mılıtärische Sıcherheit 1st
CHNE verzahnt mıt patrıarchalen Denkmustern, Rassısmus und Geschlechter-
dıskrımınıerung, da gewaltsames Handeln der ureigenen Struktur des Miılı-
tars innewohnt, die darauf ausgerichtet ist, Andere MHrC wang kontrol-
hıeren:richtet und zum Verlust indigener Kulturen führt. Vor allem aber leiden  Frauen und Kinder unter schrecklichem sexuellen Missbrauch und  Vergewaltigungen durch die fremdländischen Soldaten. Diese Verletzun-  gen der Menschenrechte und der menschlichen Sicherheit werden im Na-  men der „nationalen Sicherheit‘“ und der Verteidigung der Demokratie ge-  duldet, der Logik der US-Militärpräsenz folgend. Kampf und sexuelle  Gewalt sind essentiell miteinander verknüpft; militärische Sicherheit ist  eng verzahnt mit patriarchalen Denkmustern, Rassismus und Geschlechter-  diskriminierung, da gewaltsames Handeln der ureigenen Struktur des Mili-  tärs innewohnt, die darauf ausgerichtet ist, Andere durch Zwang zu kontrol-  lieren;  ... dass der Reformvertrag der Europäischen Union (Vertrag von Lissa-  bon) gleichzeitig „freien und gerechten Handel‘“ sowie „eine in hohem  Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft““ (Artikel 3) fordert. Der  Vertrag stützt die „Operationsfähigkeit‘“ der Union bei „Missionen außer-  halb der Union“ auf „zivile und militärische Mittel“ (Art. 42). Der EU Ver-  trag beansprucht das Recht, „gemeinsame Abrüstungsmaßnahmen“‘ mit  „militärischen Mitteln“ in anderen Ländern durchführen zu können, spricht  aber nicht über die Abrüstung der EU. Stattdessen „verpflichten sich (die  Mitgliedsstaaten), ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu ver-  bessern“ (Art. 42). Zusätzlich bekräftigt das European Defence Paper (Ent-  wurf für ein Weißbuch der Europäischen Sicherheitspolitik) „ökonomische  Überlebensfähigkeit“ als ein vitales Interesse der EU und betont die Legiti-  mität von militärischen Optionen zum „Stabilitätsexport zum Schutz von  Handelsrouten und dem Fluss von Rohstoffen‘‘;  ... dass sich führende Politiker in Deutschland für eine Aufweichung der  Unterscheidung von Innerer und Äußerer Sicherheit aussprechen. Entspre-  chende Pläne zur Änderung des Grundgesetzes liegen vor, um eine Militari-  sierung der Inneren Sicherheit zu ermöglichen. Ein neues Konzept der  „linked security““, das einen verknüpften Einsatz verschiedener Sicherheits-  kräfte im Inland wie zur Intervention in andere Länder erlaubt, soll ökono-  mische Stabilität sichern (was im Gegensatz zur UN-Charta, Art. 51,  steht);  ... dass die wachsende Xenophobie (Fremdenfeindlichkeit) eine ernste  Herausforderung für die „Sicherheit“ in Japan, Korea und Deutschland  darstellt;  542ass der Reformvertrag der Europäischen Unıion (Vertrag VON Lissa-
bon) gleichzeıltig „ITreıen und gerechten Ha SOWIE „eine In em
Maße wettbewerbsfähıige sozlale Marktwirtschaft‘“ Artıkel fordert Der
Vertrag stutzt dıe „Operationsfähigkeıit“ der Unıon be1l „Mıssıonen aqußer-
halb der Union“ auf „„Ziy1le und mılıtärische Miıttel“‘“ (Art 42) Der Ver-
ırag beansprucht das 6C „gemeınsame Abrüstungsmaßnahmen‘ mıt
„mılıtärıschen Mıtteln“‘ anderen Ländern durchführen können, spricht
aber nıcht über dıie Abrüstung der Stattdessen „verpflichten sıch (dıe
Miıtgliıedsstaaten), iıhre mılıtärıischen Fähigkeıten schrıittweise VeEI-
bessern‘“ (Art 42) /Zusätzlich bekräftigt das European Defence 'aper (Ent-
wurf für ein el  ucC der kEuropäischen Sıcherheitspoliti ‚„‚.ökonomıische
Überlebensfähigkeit“ als eın vıtales Interesse der und betont dıe Legıti-
mı1tät VON mılıtärıischen Optionen ZU „Stabilitätsexport ZU Schutz VON
Handelsrouten und dem uss VON Rohstoffen‘‘;

dass sıch uhrende Politiker in Deutschlan: für eıne Aufweıiıchung der
Unterscheidung VON nnerer und Außerer Siıcherheit aussprechen. Entspre-
chende ane ZUT AÄnderung des Grundgesetzes lıegen VOTL, elıne Miılıtarı-
slierung der nneren Siıcherheit ermöglıchen. Eın Konzept der
„lınked SeCUNtY., das einen verknüpften Eınsatz verschliedener Sıcherheits-

1im Inland WIEe ZUT Intervention In andere Länder erlaubt, soll Öökono-
mische Stabilıtät sıchern (was 1m Gegensatz ZUT UN-Charta, 51
steht):richtet und zum Verlust indigener Kulturen führt. Vor allem aber leiden  Frauen und Kinder unter schrecklichem sexuellen Missbrauch und  Vergewaltigungen durch die fremdländischen Soldaten. Diese Verletzun-  gen der Menschenrechte und der menschlichen Sicherheit werden im Na-  men der „nationalen Sicherheit‘“ und der Verteidigung der Demokratie ge-  duldet, der Logik der US-Militärpräsenz folgend. Kampf und sexuelle  Gewalt sind essentiell miteinander verknüpft; militärische Sicherheit ist  eng verzahnt mit patriarchalen Denkmustern, Rassismus und Geschlechter-  diskriminierung, da gewaltsames Handeln der ureigenen Struktur des Mili-  tärs innewohnt, die darauf ausgerichtet ist, Andere durch Zwang zu kontrol-  lieren;  ... dass der Reformvertrag der Europäischen Union (Vertrag von Lissa-  bon) gleichzeitig „freien und gerechten Handel‘“ sowie „eine in hohem  Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft““ (Artikel 3) fordert. Der  Vertrag stützt die „Operationsfähigkeit‘“ der Union bei „Missionen außer-  halb der Union“ auf „zivile und militärische Mittel“ (Art. 42). Der EU Ver-  trag beansprucht das Recht, „gemeinsame Abrüstungsmaßnahmen“‘ mit  „militärischen Mitteln“ in anderen Ländern durchführen zu können, spricht  aber nicht über die Abrüstung der EU. Stattdessen „verpflichten sich (die  Mitgliedsstaaten), ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu ver-  bessern“ (Art. 42). Zusätzlich bekräftigt das European Defence Paper (Ent-  wurf für ein Weißbuch der Europäischen Sicherheitspolitik) „ökonomische  Überlebensfähigkeit“ als ein vitales Interesse der EU und betont die Legiti-  mität von militärischen Optionen zum „Stabilitätsexport zum Schutz von  Handelsrouten und dem Fluss von Rohstoffen‘‘;  ... dass sich führende Politiker in Deutschland für eine Aufweichung der  Unterscheidung von Innerer und Äußerer Sicherheit aussprechen. Entspre-  chende Pläne zur Änderung des Grundgesetzes liegen vor, um eine Militari-  sierung der Inneren Sicherheit zu ermöglichen. Ein neues Konzept der  „linked security““, das einen verknüpften Einsatz verschiedener Sicherheits-  kräfte im Inland wie zur Intervention in andere Länder erlaubt, soll ökono-  mische Stabilität sichern (was im Gegensatz zur UN-Charta, Art. 51,  steht);  ... dass die wachsende Xenophobie (Fremdenfeindlichkeit) eine ernste  Herausforderung für die „Sicherheit“ in Japan, Korea und Deutschland  darstellt;  542ass dıe wachsende Xenophobıe (Fremdenfeindlichkeıit) eiıne
Herausforderung für dıie „ SIiCcherheit In apan, Korea un:! eutschlan!
arste  9
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... dass Tausende von Flüchtlingen, die versuchen, in die EU einzuwan-  dern, an den Grenzen sterben. Arbeitsmigranten in Asien sind oftmals von  den Gesellschaften ausgeschlossen und werden ohne Respekt behandelt;  ihnen wird ihre Menschenwürde verweigert;  ... dass in Nordkorea ökonomische Sicherheit nicht angemessen zur Ver-  fügung steht (Grundbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung, medizinische Ver-  sorgung); persönliche Berichte zeigen uns die enormen Risiken auf, denen  Flüchtlinge aus Nordkorea ausgesetzt sind, sowie deren Schwierigkeiten,  ihren Platz in der südkoreanischen Gesellschaft zu finden;  ... dass die andauernde Gefahr eines nuklearen Krieges auf der koreani-  schen Halbinsel durch die jüngeren Äußerungen der südkoreanischen  Regierung und seiner Militärs erhöht worden ist. Die koreanischen Teil-  nehmer unseres Symposiums meinen jedoch, dass die Möglichkeit eines  nuklearen Angriffs eher gering ist, da die beiden Länder wirtschaftlich und  kulturell voneinander abhängig sind. Die größte Angst der meisten Korea-  ner und Koreanerinnen ist darin begründet, dass die USA zum Anstifter  eines pre-emptiven Militärschlags werden könnten;  ... dass in Südkorea der Graben zwischen Arm und Reich immer weiter  wächst; Arbeitslosigkeit ist ein Zeichen für den Preis, den die Gesellschaft  für die wirtschaftliche Entwicklung zahlt. Die Ärmsten sind vom sozialen  Sicherungsnetz ausgeschlossen;  ... dass sich in allen unseren Ländern die Einkommenskluft zwischen  Armen und Wohlhabenden vergrößert. Die neoliberale Globalisierung hat  ein ökonomisches Wertedenken verfestigt, so dass sich die Menschen  wenig um die Auswirkungen dieser Konsumfixierung sorgen. Sie sind  kaum aufgeklärt über die Umwelteinflüsse ihres Konsumverhaltens. Die  Sorge um die globale Klimaveränderung ist zwar in aller Munde, aber  selten wird in diesem Zusammenhang die Klimagerechtigkeit genannt, wie  zum Beispiel der Verbrauch von Energie, von Nahrungsmitteln, Wasser  und weiteren Ressourcen.  B. URTEILEN: Wir sind durch unsere biblischen und theologischen  Überlegungen neu ausgerichtet worden  Die Bibelarbeit zu Psalm 85 hat uns an die gegenseitige Abhängigkeit  von Gerechtigkeit und Frieden erinnert. In der Relektüre von Abschnitten  543dass Tausende VOIN Flüchtlingen, dıe versuchen, In die eiInzuwan-
dern, den (irenzen sterben. Arbeıtsmıigranten in Asıen Ssınd oftmals VOI

den Gesellschaften ausgeschlossen und werden ohne Respekt behandelt;
ihnen wırd iıhre Menschenwürde verweı1gert;

dass In Nordkorea ökonomıische Sıcherheıit nıcht ANSCINCSSC ZUTl Ver-
fügung steht (Grundbedürfnisse WIEe Nahrung, eıdung, medızinısche Ver-
Sorgung); persönlıche Berichte zeigen uns dıe CNOTIMNECN Rısıken auf, denen
Flüchtlinge AaUus Nordkorea ausgesetzt SInd, SOWI1E deren Schwierigkeıten,
iıhren atz in der süudkoreanıschen Gesellschaft fiınden;... dass Tausende von Flüchtlingen, die versuchen, in die EU einzuwan-  dern, an den Grenzen sterben. Arbeitsmigranten in Asien sind oftmals von  den Gesellschaften ausgeschlossen und werden ohne Respekt behandelt;  ihnen wird ihre Menschenwürde verweigert;  ... dass in Nordkorea ökonomische Sicherheit nicht angemessen zur Ver-  fügung steht (Grundbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung, medizinische Ver-  sorgung); persönliche Berichte zeigen uns die enormen Risiken auf, denen  Flüchtlinge aus Nordkorea ausgesetzt sind, sowie deren Schwierigkeiten,  ihren Platz in der südkoreanischen Gesellschaft zu finden;  ... dass die andauernde Gefahr eines nuklearen Krieges auf der koreani-  schen Halbinsel durch die jüngeren Äußerungen der südkoreanischen  Regierung und seiner Militärs erhöht worden ist. Die koreanischen Teil-  nehmer unseres Symposiums meinen jedoch, dass die Möglichkeit eines  nuklearen Angriffs eher gering ist, da die beiden Länder wirtschaftlich und  kulturell voneinander abhängig sind. Die größte Angst der meisten Korea-  ner und Koreanerinnen ist darin begründet, dass die USA zum Anstifter  eines pre-emptiven Militärschlags werden könnten;  ... dass in Südkorea der Graben zwischen Arm und Reich immer weiter  wächst; Arbeitslosigkeit ist ein Zeichen für den Preis, den die Gesellschaft  für die wirtschaftliche Entwicklung zahlt. Die Ärmsten sind vom sozialen  Sicherungsnetz ausgeschlossen;  ... dass sich in allen unseren Ländern die Einkommenskluft zwischen  Armen und Wohlhabenden vergrößert. Die neoliberale Globalisierung hat  ein ökonomisches Wertedenken verfestigt, so dass sich die Menschen  wenig um die Auswirkungen dieser Konsumfixierung sorgen. Sie sind  kaum aufgeklärt über die Umwelteinflüsse ihres Konsumverhaltens. Die  Sorge um die globale Klimaveränderung ist zwar in aller Munde, aber  selten wird in diesem Zusammenhang die Klimagerechtigkeit genannt, wie  zum Beispiel der Verbrauch von Energie, von Nahrungsmitteln, Wasser  und weiteren Ressourcen.  B. URTEILEN: Wir sind durch unsere biblischen und theologischen  Überlegungen neu ausgerichtet worden  Die Bibelarbeit zu Psalm 85 hat uns an die gegenseitige Abhängigkeit  von Gerechtigkeit und Frieden erinnert. In der Relektüre von Abschnitten  543ass dıe andauernde Gjefahr eınes nuklearen Krieges auf der koreanı-
schen Halbıinsel uUurc dıe Jüngeren Außerungen der südkoreanıschen
Regierung und selner Mılıtärs erhöht worden ist DIie koreanıschen Te1l-
nehmer UNSCICS Sympos1iums meınen jedoch, dass dıie Möglıchkeıt eiınes
nuklearen Angrıffs eher gering Ist, da dıe beıden Länder wirtschaftliıc und
kulturell voneinander abhängıg SINd. DIie größte ngs der me1lsten Korea-
19158 und Koreanerinnen ist darın egründet, dass dıe USA ZU Anstıfter
eines pre-emptiven Mılıtärschlags werden könnten;:... dass Tausende von Flüchtlingen, die versuchen, in die EU einzuwan-  dern, an den Grenzen sterben. Arbeitsmigranten in Asien sind oftmals von  den Gesellschaften ausgeschlossen und werden ohne Respekt behandelt;  ihnen wird ihre Menschenwürde verweigert;  ... dass in Nordkorea ökonomische Sicherheit nicht angemessen zur Ver-  fügung steht (Grundbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung, medizinische Ver-  sorgung); persönliche Berichte zeigen uns die enormen Risiken auf, denen  Flüchtlinge aus Nordkorea ausgesetzt sind, sowie deren Schwierigkeiten,  ihren Platz in der südkoreanischen Gesellschaft zu finden;  ... dass die andauernde Gefahr eines nuklearen Krieges auf der koreani-  schen Halbinsel durch die jüngeren Äußerungen der südkoreanischen  Regierung und seiner Militärs erhöht worden ist. Die koreanischen Teil-  nehmer unseres Symposiums meinen jedoch, dass die Möglichkeit eines  nuklearen Angriffs eher gering ist, da die beiden Länder wirtschaftlich und  kulturell voneinander abhängig sind. Die größte Angst der meisten Korea-  ner und Koreanerinnen ist darin begründet, dass die USA zum Anstifter  eines pre-emptiven Militärschlags werden könnten;  ... dass in Südkorea der Graben zwischen Arm und Reich immer weiter  wächst; Arbeitslosigkeit ist ein Zeichen für den Preis, den die Gesellschaft  für die wirtschaftliche Entwicklung zahlt. Die Ärmsten sind vom sozialen  Sicherungsnetz ausgeschlossen;  ... dass sich in allen unseren Ländern die Einkommenskluft zwischen  Armen und Wohlhabenden vergrößert. Die neoliberale Globalisierung hat  ein ökonomisches Wertedenken verfestigt, so dass sich die Menschen  wenig um die Auswirkungen dieser Konsumfixierung sorgen. Sie sind  kaum aufgeklärt über die Umwelteinflüsse ihres Konsumverhaltens. Die  Sorge um die globale Klimaveränderung ist zwar in aller Munde, aber  selten wird in diesem Zusammenhang die Klimagerechtigkeit genannt, wie  zum Beispiel der Verbrauch von Energie, von Nahrungsmitteln, Wasser  und weiteren Ressourcen.  B. URTEILEN: Wir sind durch unsere biblischen und theologischen  Überlegungen neu ausgerichtet worden  Die Bibelarbeit zu Psalm 85 hat uns an die gegenseitige Abhängigkeit  von Gerechtigkeit und Frieden erinnert. In der Relektüre von Abschnitten  543dass in udkorea der Graben zwıschen Arm und eCiIc immer welıter
wächst; Arbeıitslosigkeıt ist eın Zeichen für den Preıs, den dıe Gesellschaft
für dıe wirtschaftlıch Entwiıcklung T Die Armsten Sınd VO soz1lalen
Sıcherungsnetz ausgeschlossen;... dass Tausende von Flüchtlingen, die versuchen, in die EU einzuwan-  dern, an den Grenzen sterben. Arbeitsmigranten in Asien sind oftmals von  den Gesellschaften ausgeschlossen und werden ohne Respekt behandelt;  ihnen wird ihre Menschenwürde verweigert;  ... dass in Nordkorea ökonomische Sicherheit nicht angemessen zur Ver-  fügung steht (Grundbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung, medizinische Ver-  sorgung); persönliche Berichte zeigen uns die enormen Risiken auf, denen  Flüchtlinge aus Nordkorea ausgesetzt sind, sowie deren Schwierigkeiten,  ihren Platz in der südkoreanischen Gesellschaft zu finden;  ... dass die andauernde Gefahr eines nuklearen Krieges auf der koreani-  schen Halbinsel durch die jüngeren Äußerungen der südkoreanischen  Regierung und seiner Militärs erhöht worden ist. Die koreanischen Teil-  nehmer unseres Symposiums meinen jedoch, dass die Möglichkeit eines  nuklearen Angriffs eher gering ist, da die beiden Länder wirtschaftlich und  kulturell voneinander abhängig sind. Die größte Angst der meisten Korea-  ner und Koreanerinnen ist darin begründet, dass die USA zum Anstifter  eines pre-emptiven Militärschlags werden könnten;  ... dass in Südkorea der Graben zwischen Arm und Reich immer weiter  wächst; Arbeitslosigkeit ist ein Zeichen für den Preis, den die Gesellschaft  für die wirtschaftliche Entwicklung zahlt. Die Ärmsten sind vom sozialen  Sicherungsnetz ausgeschlossen;  ... dass sich in allen unseren Ländern die Einkommenskluft zwischen  Armen und Wohlhabenden vergrößert. Die neoliberale Globalisierung hat  ein ökonomisches Wertedenken verfestigt, so dass sich die Menschen  wenig um die Auswirkungen dieser Konsumfixierung sorgen. Sie sind  kaum aufgeklärt über die Umwelteinflüsse ihres Konsumverhaltens. Die  Sorge um die globale Klimaveränderung ist zwar in aller Munde, aber  selten wird in diesem Zusammenhang die Klimagerechtigkeit genannt, wie  zum Beispiel der Verbrauch von Energie, von Nahrungsmitteln, Wasser  und weiteren Ressourcen.  B. URTEILEN: Wir sind durch unsere biblischen und theologischen  Überlegungen neu ausgerichtet worden  Die Bibelarbeit zu Psalm 85 hat uns an die gegenseitige Abhängigkeit  von Gerechtigkeit und Frieden erinnert. In der Relektüre von Abschnitten  543ass sıch iın en UNsSsSCTIECEN Ländern dıie Eıinkommenskluft zwıschen
Armen und Wohlhabenden vergrößert. Die neolıberale Globalısıerung hat
eın ökonomisches Wertedenken verfestigt, ass sıch dıe Menschen
wen12 dıe Auswiırkungen dieser Konsumfixierung SOTSCNH. S1e Ssınd
aum aufgeklärt über die Umwelteıinflüsse ihres Konsumverhaltens. DIie
orge die globale Klımaveränderung ist ZW ar in CT unde, aber
selten wWwIrd In dıiesem Zusammenhang dıe Klımagerechtigkeıt SeNANNLT, WIeEe
ZU e1ıspie der Verbrauch VOIN Energı1e, VON Nahrungsmutteln, Wasser
und weıteren Ressourcen.

Wır sınd UNC. UNSECTE hiblischen Un theologischen
Überlegungen NEU ausgerichtet worden

Die Bıbelarbeir salm «> hat uns dıie gegenseıltige Abhängıgkeıt
VO  — Gerechtigkeıt und Frieden erinnert. In der Relektüre VON Abschnitten
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ndun

Aaus as und Kolosser (Chrıstushymnus) wurden WITr den Frieden
Chrıisti eriınnert als eınen Gegenentwurf ZUT Pax Romana WwW1e auch
en anderen irdıschen Imperien Aus christlicher Perspektive 1st das
Sıcherheitskonzept des Imperiums gewaltvoll und exklusıv, verfolgt das
uCcC der 11 und deren Freude ihren (Gjütern (vgl Josephus, Antt XILV,
1561), während der ngel, der Jesu Geburt uUurc dıie Verkündıigung .„Ehre
SEC1 tt“ un ela aufen  c ansagtl, die einfachen Menschen ansprıicht.
Um Friede auf en verwiırklıchen macht Gott siıch selbst HTE seine
Menschwerdung erwundbar. „Denn C hat Gott wohlgefallen, dass in ıhm
alle wohnen sollte und ß uUurc ıhn es mıt sıch versöhnte, N se1 auf
en oder 1im Hımmel, indem CT Frieden machte Urc sSeIn Blut
Kreuz“ (Kol 1,19—20).

Dieses befreiende Evangelıum ist dıe ultımatıve Entblößung der polıtı-
schen, imperlalıstischen Ideologıe. DIie bıblısche Geschichte nthält eıne
realıstische Anthropologıie; S1e uns uUuNseTE e1igene Verwun  arkeıt und
dıie Grenzen der VOIN Menschen gemachten Siıcherheiten. Verwun  arkeıt
1st en Merkmal uUuNnseTer Geschöpftlichkeıit; Verwundbarkeıt soll nıcht be-
dauert, sondern ANSCHONMUMNCH und geschätzt werden, enn S1e ist dıie andere
Seıte uUunNnserer Rezeptivıtät, UNsSCTIET ähıgkeıt ZUT 1ebe., ZU Miıt-leıden,
YVARHE 5Sympathıe. Menschen werden ange S1e enngs empfinden und

ıhr leiıden: WITr können diese ngs nıcht uUurc Sıcherheitsverspre-
chen uftheben ber WEn für die menschliıchen Grundbedürfnisse orge

wırd, ann sıch dıie des Lebens ereignen.
„Fürchte dich NICHt- i1st dıie essentielle Botschaft des „Evangelıums der

Armen“ LK Sıe ist alle gerichtet, Zzuerst aber dıe den Rändern
der Gesellschaft ebenden, dıe Armen, die Unterdrückten, die Verwund-
barsten, dıe sıch nıcht selbst „„absıchern“ können. Persönliche Zeugnisse
VON Teilnehmenden UNSeTICSs 5Sympos1iums, dıie während der Demokratiebe-
WCSUNS 1n Korea inhaftıert bestätigen dıe ahrhe1 dieses Evange-
l1ums. Der Glaube den ensch gewordenen (jott ann eıne befreiende
Kraft VOoON der rastlosen ucC nach Sıcherheit (lat SECUFLLAS) entfalten, da
Iß Gewiıissheit chafft (lat certitudo). er annn das prımäre Ziel für
Christinnen und Chrıisten nıemals dıe Erlangung e1Ines en es
eigener Sicherheit auf Kosten Anderer se1IN, sondern sıch für den Frieden
er einzusetzen und nach Überwindung VON Unsıicherheit und Gewalt
trachten, beginnend be1l den Schwächsten der Gesellschaft
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Für Chrıisten SInd aufgrund dieser FEinsıiıchten die ıttel ZUurT Erlangung
menschlicher Sıcherheit VON entsche1dender Bedeutung. Siıcherheit annn
weder auftf Kosten ein1ger wen1ger erreıicht werden, noch urc gewaltsames
Handeln 1934 21Ng der Junge deutsche eologe Dietrich onhoeffer
weıt behaupten: „ES <1bt keinen Weg ZU Frieden auf dem Weg der
SıcherheitFür Christen sind aufgrund dieser Einsichten die Mittel zur Erlangung  menschlicher Sicherheit von entscheidender Bedeutung. Sicherheit kann  weder auf Kosten einiger weniger erreicht werden, noch durch gewaltsames  Handeln. 1934 ging der junge deutsche Theologe Dietrich Bonhoeffer so  weit zu behaupten: „Es gibt keinen Weg zum Frieden auf dem Weg der  Sicherheit ... Frieden ist das Gegenteil von Sicherheit.“ Die Zeichen der  Zeit erkennend sah er deutlich die Gefahr eines Staates, der bereit war,  seine eigene Sicherheit und seinen Wohlstand durch Exklusion und Gewalt  aufzubauen. Es gibt keinen Weg zu menschlicher Sicherheit auf dem Weg  der Gewalt. Ein realistischer Ansatz muss auf gegenseitige Vertrauensbil-  dung zwischen Menschen ausgerichtet sein, durch die Teilung von Macht  und Ressourcen. Menschenrechte müssen gestärkt und nicht geschwächt  werden, wenn Vertrauen in politische Institutionen aufgebaut werden soll.  Der Grad wahrer menschlicher Sicherheit wird sich daran messen lassen  müssen, welche Auswirkungen die unternommenen Schritte für alle in der  oikoumene haben, zu allererst für die Schwächsten.  C. HANDELN: Wir stellen uns den Herausforderungen ...  Wir laden alle Kirchen ein, gemeinsam für die folgenden Anliegen zu  beten:  Wir begrüßen und unterstützen ...  ... die Gründung des „Ökumenischen Forums für Frieden, Wiederverei-  nigung und Entwicklungszusammenarbeit auf der koreanischen Halb-  insel“:  ... die Organisation des internationalen Frauennetzwerks gegen Mili-  tarismus, ihre Arbeit fortzuführen und den Kreis der Teilnehmenden zu er-  weitern;  ... das Programm zum Austausch ökumenischer Mitarbeiter zwischen  den Ländern des EMS (Evangelisches Missionswerk in Südwestdeutsch-  land), das Möglichkeiten des gemeinsamen Lernens und der Integration  (nicht Assimilation) schafft;  ... Jede Anstrengung zur interreligiösen Zusammenarbeit für Gerechtig-  keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.  545Frieden 1st das Gegenteıl VON Sıcherheit.“ DiIie Zeichen der
eıt erkennend sah CHIHE dıie Gefahr eiInes Staates, der bereıt WATrL,
seine e1igene Siıcherheit und eıinen Wohlstand XC Exklusion und Gewalt
aufzubauen. Es <1bt keinen Weg menschlicher Sıcherheit auf dem Weg
der Gewalt Eın realiıstischer Ansatz I1USS auf gegenseıtıge Vertrauensbil-
dung zwıschen Menschen ausgerichtet se1N, Urec dıe JTeılung VONa
und Ressourcen. Menschenrechte MuUSsSen gestärkt und nıcht geschwächt
werden, WENN Vertrauen in polıtısche Instıtutionen aufgebaut werden soll
Der rad wahrer menschlicher Sıcherheit wırd sıch daran ecssch lassen
mussen, welche Auswiırkungen dıe unternommenen Schriutte für alle in der
olkoumene aben, allererst für dıe Schwächsten

HANDELN. Wır tellen UL den HerausforderungenFür Christen sind aufgrund dieser Einsichten die Mittel zur Erlangung  menschlicher Sicherheit von entscheidender Bedeutung. Sicherheit kann  weder auf Kosten einiger weniger erreicht werden, noch durch gewaltsames  Handeln. 1934 ging der junge deutsche Theologe Dietrich Bonhoeffer so  weit zu behaupten: „Es gibt keinen Weg zum Frieden auf dem Weg der  Sicherheit ... Frieden ist das Gegenteil von Sicherheit.“ Die Zeichen der  Zeit erkennend sah er deutlich die Gefahr eines Staates, der bereit war,  seine eigene Sicherheit und seinen Wohlstand durch Exklusion und Gewalt  aufzubauen. Es gibt keinen Weg zu menschlicher Sicherheit auf dem Weg  der Gewalt. Ein realistischer Ansatz muss auf gegenseitige Vertrauensbil-  dung zwischen Menschen ausgerichtet sein, durch die Teilung von Macht  und Ressourcen. Menschenrechte müssen gestärkt und nicht geschwächt  werden, wenn Vertrauen in politische Institutionen aufgebaut werden soll.  Der Grad wahrer menschlicher Sicherheit wird sich daran messen lassen  müssen, welche Auswirkungen die unternommenen Schritte für alle in der  oikoumene haben, zu allererst für die Schwächsten.  C. HANDELN: Wir stellen uns den Herausforderungen ...  Wir laden alle Kirchen ein, gemeinsam für die folgenden Anliegen zu  beten:  Wir begrüßen und unterstützen ...  ... die Gründung des „Ökumenischen Forums für Frieden, Wiederverei-  nigung und Entwicklungszusammenarbeit auf der koreanischen Halb-  insel“:  ... die Organisation des internationalen Frauennetzwerks gegen Mili-  tarismus, ihre Arbeit fortzuführen und den Kreis der Teilnehmenden zu er-  weitern;  ... das Programm zum Austausch ökumenischer Mitarbeiter zwischen  den Ländern des EMS (Evangelisches Missionswerk in Südwestdeutsch-  land), das Möglichkeiten des gemeinsamen Lernens und der Integration  (nicht Assimilation) schafft;  ... Jede Anstrengung zur interreligiösen Zusammenarbeit für Gerechtig-  keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.  545Wır en alle Kırchen CIN, gemeınsam für die folgenden nlıegen
beten

Wır begrüßen und unterstutzenFür Christen sind aufgrund dieser Einsichten die Mittel zur Erlangung  menschlicher Sicherheit von entscheidender Bedeutung. Sicherheit kann  weder auf Kosten einiger weniger erreicht werden, noch durch gewaltsames  Handeln. 1934 ging der junge deutsche Theologe Dietrich Bonhoeffer so  weit zu behaupten: „Es gibt keinen Weg zum Frieden auf dem Weg der  Sicherheit ... Frieden ist das Gegenteil von Sicherheit.“ Die Zeichen der  Zeit erkennend sah er deutlich die Gefahr eines Staates, der bereit war,  seine eigene Sicherheit und seinen Wohlstand durch Exklusion und Gewalt  aufzubauen. Es gibt keinen Weg zu menschlicher Sicherheit auf dem Weg  der Gewalt. Ein realistischer Ansatz muss auf gegenseitige Vertrauensbil-  dung zwischen Menschen ausgerichtet sein, durch die Teilung von Macht  und Ressourcen. Menschenrechte müssen gestärkt und nicht geschwächt  werden, wenn Vertrauen in politische Institutionen aufgebaut werden soll.  Der Grad wahrer menschlicher Sicherheit wird sich daran messen lassen  müssen, welche Auswirkungen die unternommenen Schritte für alle in der  oikoumene haben, zu allererst für die Schwächsten.  C. HANDELN: Wir stellen uns den Herausforderungen ...  Wir laden alle Kirchen ein, gemeinsam für die folgenden Anliegen zu  beten:  Wir begrüßen und unterstützen ...  ... die Gründung des „Ökumenischen Forums für Frieden, Wiederverei-  nigung und Entwicklungszusammenarbeit auf der koreanischen Halb-  insel“:  ... die Organisation des internationalen Frauennetzwerks gegen Mili-  tarismus, ihre Arbeit fortzuführen und den Kreis der Teilnehmenden zu er-  weitern;  ... das Programm zum Austausch ökumenischer Mitarbeiter zwischen  den Ländern des EMS (Evangelisches Missionswerk in Südwestdeutsch-  land), das Möglichkeiten des gemeinsamen Lernens und der Integration  (nicht Assimilation) schafft;  ... Jede Anstrengung zur interreligiösen Zusammenarbeit für Gerechtig-  keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.  545Für Christen sind aufgrund dieser Einsichten die Mittel zur Erlangung  menschlicher Sicherheit von entscheidender Bedeutung. Sicherheit kann  weder auf Kosten einiger weniger erreicht werden, noch durch gewaltsames  Handeln. 1934 ging der junge deutsche Theologe Dietrich Bonhoeffer so  weit zu behaupten: „Es gibt keinen Weg zum Frieden auf dem Weg der  Sicherheit ... Frieden ist das Gegenteil von Sicherheit.“ Die Zeichen der  Zeit erkennend sah er deutlich die Gefahr eines Staates, der bereit war,  seine eigene Sicherheit und seinen Wohlstand durch Exklusion und Gewalt  aufzubauen. Es gibt keinen Weg zu menschlicher Sicherheit auf dem Weg  der Gewalt. Ein realistischer Ansatz muss auf gegenseitige Vertrauensbil-  dung zwischen Menschen ausgerichtet sein, durch die Teilung von Macht  und Ressourcen. Menschenrechte müssen gestärkt und nicht geschwächt  werden, wenn Vertrauen in politische Institutionen aufgebaut werden soll.  Der Grad wahrer menschlicher Sicherheit wird sich daran messen lassen  müssen, welche Auswirkungen die unternommenen Schritte für alle in der  oikoumene haben, zu allererst für die Schwächsten.  C. HANDELN: Wir stellen uns den Herausforderungen ...  Wir laden alle Kirchen ein, gemeinsam für die folgenden Anliegen zu  beten:  Wir begrüßen und unterstützen ...  ... die Gründung des „Ökumenischen Forums für Frieden, Wiederverei-  nigung und Entwicklungszusammenarbeit auf der koreanischen Halb-  insel“:  ... die Organisation des internationalen Frauennetzwerks gegen Mili-  tarismus, ihre Arbeit fortzuführen und den Kreis der Teilnehmenden zu er-  weitern;  ... das Programm zum Austausch ökumenischer Mitarbeiter zwischen  den Ländern des EMS (Evangelisches Missionswerk in Südwestdeutsch-  land), das Möglichkeiten des gemeinsamen Lernens und der Integration  (nicht Assimilation) schafft;  ... Jede Anstrengung zur interreligiösen Zusammenarbeit für Gerechtig-  keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.  545dıe Gründung des „„ÖOkumenischen Forums für Friıeden, Wılıedervere1-
nıgung und Entwıicklungszusammenarbeıt auf der koreanıschen alb-
insel“:Für Christen sind aufgrund dieser Einsichten die Mittel zur Erlangung  menschlicher Sicherheit von entscheidender Bedeutung. Sicherheit kann  weder auf Kosten einiger weniger erreicht werden, noch durch gewaltsames  Handeln. 1934 ging der junge deutsche Theologe Dietrich Bonhoeffer so  weit zu behaupten: „Es gibt keinen Weg zum Frieden auf dem Weg der  Sicherheit ... Frieden ist das Gegenteil von Sicherheit.“ Die Zeichen der  Zeit erkennend sah er deutlich die Gefahr eines Staates, der bereit war,  seine eigene Sicherheit und seinen Wohlstand durch Exklusion und Gewalt  aufzubauen. Es gibt keinen Weg zu menschlicher Sicherheit auf dem Weg  der Gewalt. Ein realistischer Ansatz muss auf gegenseitige Vertrauensbil-  dung zwischen Menschen ausgerichtet sein, durch die Teilung von Macht  und Ressourcen. Menschenrechte müssen gestärkt und nicht geschwächt  werden, wenn Vertrauen in politische Institutionen aufgebaut werden soll.  Der Grad wahrer menschlicher Sicherheit wird sich daran messen lassen  müssen, welche Auswirkungen die unternommenen Schritte für alle in der  oikoumene haben, zu allererst für die Schwächsten.  C. HANDELN: Wir stellen uns den Herausforderungen ...  Wir laden alle Kirchen ein, gemeinsam für die folgenden Anliegen zu  beten:  Wir begrüßen und unterstützen ...  ... die Gründung des „Ökumenischen Forums für Frieden, Wiederverei-  nigung und Entwicklungszusammenarbeit auf der koreanischen Halb-  insel“:  ... die Organisation des internationalen Frauennetzwerks gegen Mili-  tarismus, ihre Arbeit fortzuführen und den Kreis der Teilnehmenden zu er-  weitern;  ... das Programm zum Austausch ökumenischer Mitarbeiter zwischen  den Ländern des EMS (Evangelisches Missionswerk in Südwestdeutsch-  land), das Möglichkeiten des gemeinsamen Lernens und der Integration  (nicht Assimilation) schafft;  ... Jede Anstrengung zur interreligiösen Zusammenarbeit für Gerechtig-  keit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.  545dıe Organısatıon des internationalen Frauennetzwerks Miıli-
tarısmus, iıhre Arbeıt fortzuführen und den Kreıs der Teilnehmenden e_
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... Jedes Land zu Resolutionen ermutigen, die ihren Regierungen das  Kriegführen verbietet, vergleichbar dem japanischen Grundgesetz Artikel 9,  damit die Gewalt- und Kriegsspiralen durchbrochen werden.  Wir fordern ...  ... die Aufhebung der Wirtschaftssanktionen (basierend auf der UN-  Resolution 1718) gegen Nordkorea;  ... dass der Waffenstillstand zwischen Nordkorea und den USA so  schnell wie möglich in einen Friedensvertrag umgewandelt wird;  ... dass die koreanische Halbinsel zu einer von Nuklearwaffen freien  Zone wird;  ... die südkoreanische Regierung auf, mehr Freiheit zur Kfiegsdienstver—  weigerung zu gewähren;  ... dass persönliche Sicherheit garantiert wird (insbesondere für Frauen  und Kinder, die die Verwundbarsten sind);  ... dass die Pyongyang-Erklärung des früheren japanischen Premiermi-  nisters Koizumi Junichiro und des Vorsitzenden der Nationalen Veteidi-  gungskommission von Nordkorea Kim Jong II. zur Normalisierung der  Beziehungen zwischen beiden Staaten so bald wie möglich umgesetzt  wird;  ... die Kirchen in unseren Ländern auf, durch ihre Partnerschaften mit  US-amerikanischen Kirchen ihrem Anliegen Ausdruck zu verleihen, dass  die USA diplomatische Beziehungen mit Nordkorea aufnimmt, um den  Frieden auf der koreanischen Halbinsel zu stärken.  Während dieses Symposiums haben wir wahrgenommen, dass weitere  Personen in Tibet getötet, verletzt und gefangen genommen wurden. Wir  sind in tiefer Sorge um deren Sicherheit und hoffen, dass diese Verletzun-  gen der Menschenrechte sofort beendet werden.  Wir fordern den Ökumenischen Rat der Kirchen auf, ein internationales  Studienprojekt zu „menschlicher Sicherheit“ und Gewaltüberwindung zu  initiieren und zu unterstützen und diese Thematik auf der Internationalen  Ökumenischen Friedenskonvokation 2011, die den Höhepunkt der „Dekade  zur Überwindung von Gewalt“ darstellt, zu verhandeln.  Wir, 60 Teilnehmende des Symposiums (und mehr als 60 weitere Gäste),  traten im Norden Seouls zusammen, genossen die frische Luft und die  schöne Landschaft. Wir wurden Willkommen geheißen und auf wunder-  547jedes Land Resolutionen ermutigen, dıie ihren Regierungen das
Krıegführen verbietet. vergleichbar demJapanıschen Grundgesetz Artıkel 9,
damıt die (Gjewalt- und Kriegsspiralen durchbrochen werden.
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US-amerıkanıschen Kırchen iıhrem nlıegen USATUC verleihen, dass
cdıie HSA dıplomatısche Beziıehungen mıt Nordkorea aufnımmt. den
Frieden auf der koreanıschen Halbıinsel stärken.

Während dieses 5Sympos1iums en WIT wahrgenommen, aSss weıtere
Personen In getötet, verletzt und gefangenSwurden. Wır
sınd ıIn tiefer orge 10888 deren Sıcherheit und en, ass diese Verletzun-
SCH der Menschenrechte sofort beendet werden.

Wır fordern den Okumenischen Rat der Kırchen auf, CIMn internationales
Studienprojekt ‚„‚menschlıcher Sıcherheit“ und Gewaltüberwındung
inıt!l1eren und unterstutzen und diese ematı auf der Internatiıonalen
Okumenischen Friedenskonvokatıon 201 JE dıe den Höhepunkt der „Dekade
ZUT Überwindung VON Gewalt“ arste verhandeln

Wır, Teilnehmende des 5Symposiums (und mehr als weıtere Gäste),
traten im Norden Seouls 1, dıe riısche FÄlt und dıie
schöne Landschaft Wır wurden Wıllkommen gehe1ißen und auf wunder-
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are Weıise VON UuNseICN koreanıschen Schwestern und Brüdern als (GjÄäste
empfangen. Die Möglıchkeıit, mıt einem Mönch in einem bud:  1istıschen
Tempel In eou gesprochen aben, SOWIEe den Ausflug ach Kaesong In
Nordkorea schätzen WITr sehr. Dankbar Ssınd WITr für cdie Gelegenheıt, unNns in
einer wanrha ökumenıischen Gemennschaft versammelt en Wır
en mıteinander gelernt und dıskutiert, (Gottesdienst gefeı1ert und das

Abéndmahl geteılt das est der Versöhnung.

Angenommen DL 2008 (dem Jahrestag der Ermordung
Martın Luther Kıng Jr
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